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Präambel – LKR Niedersachsen stellen sich vor

Als Liberal-konservative Partei LKR verstehen wir uns als mutige 
Reformer, die für die Bürger unseres Landes:

1. Veränderung durch nutzbringende Innovationen anstoßen

2. Veränderung zum Besseren aufzeigen durch vernünftige Lö-
sungen für erkannte Missstände und Fehlentwicklungen und

3. Veränderung aus der Notwendigkeit des immerwährenden 
äußeren Wandels mitgestalten, denn „Nur wer bereit ist, sich 
zu ändern, wird auf Dauer bestehen!“.

Unser Wunsch ist es, dass Sie uns als dynamisch, vernunftorien-
tiert, authentisch und glaubwürdig anerkennen. Uns ist klar, dass 
wir diese Anerkennung als noch junge Partei erarbeiten müssen. 
Unsere Bereitschaft, unser Wille und unsere Fähigkeiten dazu sind 
vorhanden.

Eng verbunden mit unserem Selbstverständnis als Reformer ist 
der Begriff der Vernunft im Sinne von Immanuel Kant: „Habe Mut, 
dich deines Verstandes zu bedienen.“ Sie ist eine bedeutende 
Grundlage unserer Werte, die sich insbesondere auf die Aufklä-
rung und den Humanismus beziehen. Dazu gehören die universell 
gültigen Werte der sechs Kardinaltugenden: Mut, Weisheit und 
Wissen, Gerechtigkeit, Liebe und Menschlichkeit, Maßhaltigkeit, 
Spiritualität und Transzendenz.

Wir sind liberal, denn wir wollen einen leistungsstarken und 
schlanken Staat, der seine politische und wirtschaftliche Ordnung 
an der persönlichen Freiheit unserer Bürger und deren Schutz vor 
staatlichen Eingriffen ausrichtet. Freiheit endet jedoch dort, wo 
die Freiheit anderer verletzt wird. Deshalb sind wir zum Schutz der 
Freiheit unserer Bürger für einen starken und wehrhaften, Recht 
und Gesetz  durchsetzenden Staat und für eine konsequent durch-
gesetzte innere Sicherheit.

Wir sind konservativ, denn wir wollen Bewährtes bewahren. Als 
Wertkonservative setzen wir uns für eine humane, freie und soli-
darische menschliche Gesellschaft und die Bewahrung der Natur 
und Umwelt ein. Wir treten für die freiheitlich-soziale Marktwirt-
schaft nach Ludwig Erhard ein, erwarten Leistung von den Leis-
tungsfähigen und bekennen uns zur Verantwortung für die Armen, 
Alten und Schwachen. Wir wollen unsere auf den Werten des 
Grundgesetzes basierende Lebensweise und  unsere deutsche, 
westlich geprägte Kultur sowie unsere Traditionen erhalten und 
sind aufgeschlossen für andere Kulturen. 

Unser Ziel ist klar: 

Wir wollen als LKR an der Willensbildung innerhalb und außerhalb 
des Niedersächsischen Landtags mitwirken und Reformen formu-
lieren und umsetzen.

Dabei verfolgen wir zwei Strategien: 

Die Bildung von Allianzen und die Selbstbindung.

Wir wollen die besten Expertisen anerkannter Institutionen und 
Experten in unsere politische Arbeit einfl ießen lassen und über-
nehmen bei unseren Forderungen nach mehr „direkter Demokra-
tie“ weitgehend Forderungen des Vereins „Mehr Demokratie e.V.“. 

Andererseits die Selbstbindung aller politisch Tätigen als geeig-
nete Methode, um mit der eigenen unvollständigen Rationalität 
umzugehen. Dies geschieht durch entsprechende Veränderung 
und Gestaltung von gesetzlichen Grundlagen, Verordnungen und 
Regeln. Ein aktuelles Beispiel ist die Schuldenbremse. Dies ist un-
bedingt notwendig, um dem Gemeinwohl zur Geltung zu verhelfen 
und dem persönlichen Eigennutz der etablierten Politiker enge 
Grenzen zu setzen. Es gilt: Gemeinwohl geht vor Eigennutz! 
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1. Der vernunftgeleitete Diskurs

LKR - Prüfsteine für eine demokratische 
Streitkultur

Der von uns entwickelte vernunftgeleitete Diskurs beinhaltet die 
nachstehenden 12 Prüfsteine für eine demokratische Streitkul-
tur. Wir betrachten die Prüfsteine als Grundlage einer guten zwi-
schenmenschlichen Kommunikation und demokratischen Willens-
bildung. 

Konsens ist das Ziel

Prüfstein 1: Hat der andere vielleicht doch Recht und ist näher an 
der „Wahrheit“?

Verantwortung für das Resultat

Prüfstein 2: Bin ich bereit, nach freier Entscheidung die daraus 
entstehenden Konsequenzen zu tragen?

Gutwilligkeit und Wahrhaftigkeit im Gespräch

Prüfstein 3: Wird die persönliche wertschätzende Haltung “Ich bin 
okay, du bist okay” praktiziert?

Keine Dogmen oder Tabus

Prüfstein 4: Wird nicht versucht, mit der „moralischen Keule“ den 
anderen mundtot zu machen?

Der Mensch zählt als ganzer

Prüfstein 5: Wird die Würde des Menschen geachtet?

Das bessere Argument zählt

Prüfstein 6: Habe ich wirklich die innere Bereitschaft, mich durch 

gute Argumente überzeugen zu lassen?

Jeder kann teilnehmen

Prüfstein 7: Sind vielfältige Argumente und unterschiedliche Bei-
träge von allen Teilnehmern ohne Diskriminierung ausgetauscht 
worden?

Verständliche und logische Beiträge

Prüfstein 8: Ist nachgedacht worden, hat man sich kurzgefasst und 
noch nicht genannte Argumente ergänzt oder neu verknüpft? Ist 
auf Widersprüche hingewiesen und auf Konsistenz geprüft wor-
den?

Offenkundige Tatsachen anerkennen

Prüfstein 9: Sollte ein Faktencheck durchgeführt werden?

Begriffe sind geklärt

Prüfstein 10: Ist sichergestellt, dass alle von denselben Dingen 
reden und damit die Grundlage für ein gemeinsames Verstehen 
vorhanden ist?

Unterschiedliche Sichtweisen integrieren

Prüfstein 11: Soll das Ergebnis von Allen besser mitgetragen wer-
den?

Das Bestmögliche wird versucht

Prüfstein 12: Habe ich die optimale Lösung angestrebt, bevor ich 
Kompromisse eingehe?

Werden alle Prüfsteine mit „Ja“ beantwortet, ist der vernunftgelei-
tete Diskurs vorbildlich im demokratischen Sinne gelaufen. Falls 
ein Prüfstein mit „Nein“ beantwortet wird, ist der demokratische 
Diskurs gefährdet oder eventuell sogar gescheitert.
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2. Demokratie und Bürger

Volk und Parlament sind nur im Einklang stark

Die LKR wollen mehr Demokratie wagen. 

Niedersachsen steht bei dem vom Verein „Mehr Demokratie e.V.“ 
erstellten Ranking direktdemokratischer Mitwirkungsmöglichkei-
ten der Bundesländer auf dem enttäuschenden 13. Platz, bei der 
Transparenz auf dem vorletzen Platz. 

Wir fordern, dass Niedersachsen auf Platz 1 des Rankings vor-
rückt. Auf Landesebene müssen die Hürden für Volksinitiativen, 
Volksbegehren und Volksentscheide durch Änderungen der Arti-
kel 47 - 50 der Niedersächsischen Verfassung gesenkt werden.

Die LKR fordern auf Landesebene:

1. Bei Volksinitiativen die Zahl der nötigen Unterschriften von 
70.000 auf höchstens 25.000 zu senken, damit die Bürger 
mit dem Landtag ins Gespräch kommen. Diese Stimmen sind 
auf die Quote eines etwaig sich anschließenden Volksbegeh-
rens anzurechnen.

2. Verbindung von Volksinitiative, Volksbegehren und Volksent-
scheid zu einem dreistufi gen Verfahren, um Vorteile effektiv 
für Bürger und Landtag zu bündeln. Zulässigkeitsprüfung vor 
Start einer Initiative.

3. Finanz- bzw. haushaltswirksame Volksbegehren zulas-
sen, damit die Bürgerinnen und Bürger auch über Fra-
gen der öffentlichen Finanzen wie Steuer, Abgaben und 
Verwendung von Staatsausgaben abstimmen können. 

Ersatzlose Streichung des sog. Finanztabus Artikel 48 (1) der 
Landesverfassung.

4. Obligatorische Referenden bei Souveränitätsabtretung oder 
Territorialveränderungen, erhebliche Staatsverschuldung so-
wie Verfassungsänderungen. 

5. Dies wirkt sich nachweislich positiv auf den Zustand der 
öffentlichen Haushalte aus. Sollte das Finanztabu in Nie-
dersachsen bestehen bleiben, werden auch zukünftig viele 
Volksbegehren über wichtige Themen für unzulässig er-
klärt werden, denn viele Gesetze sind haushaltswirksam. 

Das LKR Motto: Je direktdemokratischer, desto wirtschaftlich 
gesünder!

6. Senkung des Unterschriftenquorums von 10 auf 2 
Prozent bei Volksinitiativen und 1 Prozent bei fakul-
tativen Referenden, die auf eine Änderung eines be-
reits vom Landtag beschlossenen Gesetzes abzielen.

Der zeitliche, personelle und fi nanzielle Aufwand für Initia-
toren von Volksbegehren gerade in einem Flächenland wie 
Niedersachsen ist zu groß. Volksbegehren können aber 
als Seismograph für gesellschaftliche Probleme nur dann 
funktionieren, wenn sie Missstände rechtzeitig anzeigen. 
Digitale Unterschriften müssen daher zulässig werden, da 
auch so eine eindeutige Willensbekundung möglich ist. 

Die LKR halten die Senkung des Unterschriftenquorums und 
die zeitgemäße Unterschriftensammlung für elementar, um 
rechtzeitig Reformen einleiten zu können.

7. Beim Volksentscheid ist das Zustimmungsquorum von 25 
bzw. 50 Prozent zu streichen oder zumindest zu senken. 

LKR fordern das Prinzip „Mehrheit der abgegebenen Stim-
men entscheidet“. 

Dieses Prinzip ist fair, da jeder die Chance hat, an der 
Abstimmung teilzunehmen. Wer zuhause bleibt, wird nicht 
mitgezählt. Bei einfachen Gesetzen gilt in Niedersachsen ein 
Zustimmungsquorum von 25 Prozent der Stimmberechtig-
ten. Auch diese Anforderung ist zu hoch.
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LKR fordern auf kommunaler Ebene:

1. Planfeststellungs- und Bauleitverfahren

Diese sollten zukünftig auch in Niedersachsen als Themen 
und Anlässe für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide 
zulässig sein. Diese Verfahren betreffen Fragen, die großes 
Interesse bei den Bürgern hervorrufen, da sie in hohem 
Maße von solchen Entscheidungen betroffen sind.

2. Prüfung der Zulässigkeit

Die Zulässigkeitsprüfung wird von der Gemeindevertretung 
oder der Kommunalaufsicht vor dem Start der Unterschrif-
tensammlung durchgeführt. In öffentlicher Sitzung wird mit 
einfacher Mehrheit über die Zulässigkeit entschieden. Die 
Initiatoren haben das Recht auf Anhörung.

3. Beratung durch die Gemeinde

Die Verwaltungen der Gemeinden sind im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten den Bürgern bei der Einleitung eines 
Bürgerbegehrens behilfl ich. Alle Wahlberechtigten erhalten 
ein Wahlbuch mit den Argumenten der Befürworter und der 
Gegner.

4. Aufschiebende Wirkung früher einsetzen lassen

Die aufschiebende Wirkung sollte nicht erst mit Feststellung 
der Zulässigkeit gelten, sondern früher, z.B. mit Einreichung 
der Unterschriften.

5. Fairnessklausel

Eine „Fairnessklausel” gewährleistet Chancengleichheit und 
inhaltlich und zeitlich ausgewogene Informationen.

6. Zustimmungsquorum

Das Zustimmungsquorum von 20 Prozent der Stimmberech-
tigten ist vor allem für größere Kommunen viel zu hoch und 
damit zu streichen. 

7. Obligatorische Referenden (Finanzreferendum)

Investitionen, die eine bestimmte Höhe überschreiten, 
müssen der Bevölkerung in obligatorischen Referenden 
zur Abstimmung vorgelegt werden. Auch über Gemein-
degebietsreformen werden Bürgerentscheide verbindlich 
vorgeschrieben. Ist der Haushaltsentwurf einer Gebietskör-
perschaft defi zitär (> 1%), tritt ein obligatorisches Referend-
um ein.

8. Bürgerbegehren und Bürgerentscheide

Für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide soll ein gestaf-
feltes Quorum von 3 bis 10 Prozent die Beteiligungsmög-
lichkeit nach nordrhein-westfälischem Vorbild  erleichtern.

Die LKR fordern: Gemeinwohl geht vor Eigennutz.

Wir wollen mehr Mitgestaltung durch die Bürger, weniger Partei-
enstaat und damit weniger Ausbeutung des Staates durch die 
etablierten politischen Parteien. Die starke Einfl ussnahme auf Be-
setzung von Positionen mit Parteimitgliedern und die zu hohe Fi-
nanzierung der verschiedenen Parteiinstitutionen durch den Staat 
muss deutlich vermindert werden.

Die LKR schlagen vor:

1. Das bestehende Parlament um 30 Prozent zu verkleinern.

2. Nebentätigkeiten einschränken und Tätigkeiten mit lobbyisti-
schem Charakter untersagen

• Abgeordnete des Niedersächsischen Landtages sollen wäh-
rend ihrer Zeit als Abgeordnete keine nicht bereits vor Be-
ginn ihrer Abgeordnetentätigkeit ausgeübte bezahlte oder 
üblicherweise nur gegen Bezahlung ausgeübte Tätigkeit, 
insbesondere mit lobbyistischem Charakter, übernehmen. Sie 
sollen ihre vor dem Beginn des Mandats ausgeübte Tätigkeit 
auf ein für ihre spätere Rückkehr in den Beruf zwingend er-
forderliches Maß reduzieren, um sich weitestgehend  ihrer 
Abgeordnetentätigkeit widmen zu können.
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• Sie dürfen drei Jahre nach ihrem Ausscheiden aus dem Parla-
ment weder ein Beschäftigungsverhältnis mit lobbyistischem 
Charakter eingehen noch eine im direkten Zusammenhang 
mit ihrer parlamentarischen Tätigkeit stehende entgeltliche 
oder üblicherweise entgeltliche Tätigkeit ausüben.

3. Die Aufsichtsräte und Beiräte der landeseigenen Gesell-
schaften und Beteiligungen sollten durch externe unabhän-
gige Fachleute gemäß Deutschem Corporate Governance 
Kodex besetzt werden, nicht durch Politiker oder Verwal-
tungspersonal.

4. Steuerverschwendung soll durch eine Bundesratsinitiative 
der Landesregierung im Strafgesetzbuch als Straftatbestand 
geahndet werden können.

5. Bürokratieabbau beginnt mit der Durchforstung aller Lan-
desgesetze und Verordnungen. Nur die für das Funktionieren 
des Gemeinwesens wichtigen Gesetze und Verordnungen 
sollen bestehen bleiben, die übrigen Regelungen mit einem 
Verfalldatum auf den Prüfstand gestellt werden. Es gilt, das 
Paretoprinzip anzuwenden, d.h. mit 20 Prozent des Aufwan-
des sollen 80 Prozent des gewünschten Ergebnisses erreicht 
werden.

6. Den Kommunen als unmittelbare Träger der demo-
kratischen Verwaltung ist maximale Handlungsfrei-
heit einzuräumen. Das Subsidiaritätsprinzip ist kon-
sequent zu beachten. Alles, was die Kommune selbst 
entscheiden kann, soll auch dort entschieden werden.

7. Voraussetzung für direkte Demokratie ist umfassende Infor-
mation. Aus diesem Grunde fordern wir ein Transparenzge-
setz nach Hamburger Vorbild auch in Niedersachsen.

Die LKR wollen insgesamt eine hohe Qualität der Mitwirkung bei 
direkter Demokratie, d.h. bei der direkten Gestaltung der politi-
schen Entscheidungen durch die Bürger.

Der „vernunftgeleite Diskurs“ als Prüfstein für eine fundierte de-
mokratische Streitkultur ist zu nutzen und auf allen Ebenen zu ver-
breiten und zu praktizieren.

Widerspruchsverfahren gegen Verwaltungsakte wieder 
einführen

Die von der schwarz-gelben Koalition im Jahr 2004 weitgehend 
abgeschaffte Möglichkeit, gegen Entscheidungen der Behörden 
(Verwaltungsakte) Widerspruch einzulegen, soll wieder eingeführt 
werden.

Die Wiedereinführung des vor neu zu bildenden unabhängigen 
Rechtsausschüssen der zuständigen Gebietskörperschaften 
durchzuführenden Widerspruchsverfahrens dient:

1. zur Wiederherstellung der legitimen Rechte unserer Bürger, 
sich umfassend, schnell und kostengünstig gegen behördli-
che Entscheidungen zu wehren, 

2. zur Förderung der Selbstkontrolle unserer Verwaltungsbehör-
den,

3. zur Förderung des Dialogs zwischen unseren Bürgern und 
unseren Verwaltungsbehörden,

4. zur Entlastung unserer Verwaltungsgerichte.
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3. Energieversorgung

Die LKR Vision: Emissionsfreie Mobilität durch Grünen 
Wasserstoff

Das Windenergieland Niedersachsen wird Pionier der re-
generativen Wasserstoffwirtschaft

Niedersachsen ist Windenergieland! Das riesige Erzeugungspo-
tential regenerativer Energie im On- und Off-Shore-Bereich ist 
eine große Stärke. Diese gilt es effektiver als bisher zu nutzen und 
auf die zukünftigen Chancen einer marktwirtschaftlichen Energie-
wende auszurichten.

Niedersachsen hat ein hohes Maß an nicht genutztem Windener-
gieüberschuss, weil naturgemäß die fl uktuierenden Windener-
giemengen hinsichtlich Angebot und Nachfrage nicht überein-
stimmen. Diesen Überschuss gilt es im großen Maße durch die 
Produktion von Grünen Wasserstoff in Form der Wasserelektroly-
se nutzbar zu machen. 

Grüner Wasserstoff ist die konsequente Weiterentwicklung der 
Energiewende und aus heutiger Sicht der einzige technologisch 
ausgereifte chemische Massenspeicher in Verbindung mit rege-
nerativen Energien.

Die Schlüsseltechnologie „Brennstoffzelle“ ermöglicht die Elektro-
mobilität durch kalte Verbrennung des Wasserstoffs mit Luftsau-
erstoff. Die Zukunftsvision für sauberes Klima durch emissions-
freie Wasserstofftechnologie und Brennstoffzellenanwendung im 
Verkehr hat bereits begonnen. Niedersachsen sollte Vorreiter sein.

Die Bereiche der Wasserstoffwirtschaft umfassen die Erzeugung, 
Speicherung und Verteilung des Wasserstoffs. Eingesetzt werden 
kann er als Energieträger stationär und mobil. Viele Anwendungen 
sind technologisch reif und werden in den Markt eingeführt: Im 
mobilen Bereich sind dies PKW, LKW, Busse, Schwermaschinen, 
Eisenbahnen, Schiffe, Flugzeuge, Gabelstapler, Boote, Militär. Im 
stationären Bereich sind dies Notstromaggregate, Stromerzeuger 
im Haushalt, Handel und Industrie.

Wasserstoff ist die Grundlage sowohl einer neuartigen Metha-
nol-Chemie als auch der Erzeugung von synthetischem Treibstoff 
aus CO2. 

Brennstoffzellen bestehen aus einer kompakten Zusammenstel-
lung einzelner Zellen, die von Wasserstoff und Luftsauerstoff 
durchströmt werden und katalytisch Strom für den Elektromotor 
erzeugen. Dieser treibt z.B. ein Fahrzeug an und emittiert nur rei-
nes Wasser, keine schädlichen Gase wie CO2, Stickstoff- oder 
Kohlenstoffverbindungen.

Brennstoffzellen im Fahrzeug sind servicefreundlich. Das Tanken 
dauert wenige Minuten. Die Reichweiten betragen mehr als 500 
km. Auch bei kalten Temperaturen tritt kein Leistungsverlust ein.

Der Grüne Wasserstoff kann aus regenerativen Quellen erzeugt 
werden. Er ist das einzig realistische chemische Speichermedium, 
um die stark fl uktuierende Windenergieerzeugung wirtschaftlich 
zu nutzen.

Für die kommenden Jahre wird ein 500 Mio. € Programm unter 
Federführung des Bundesministers für Verkehr und digitale Inf-
rastruktur mit parteiübergreifender Unterstützung aufgelegt, um 
dieser Schlüsseltechnologie in Deutschland zum Durchbruch zu 
verhelfen. Niedersachsen hat namhafte Institute und Unterneh-
men, die sich intensiv mit der Qualitätskontrolle bei der Massen-
produktion von Brennstoffzellen-Komponenten, Katalysatorent-
wicklung zur Leistungssteigerung und Kostenreduktion sowie in 
der Anwendungsentwicklung von e-Mobilität beschäftigen.

Um unserem Anspruch, Niedersachsen zum Vorreiter 
sauberer Mobilität mit Wasserstoff und Brennstoffzelle 
zu machen, gerecht zu werden, schlagen wir vor:

1. Eine umfassende Konzeption und Durchführbarkeitsstudie 
„Wasserstoffwirtschaft Niedersachsen“ zu erstellen, die die 
vorteilhaften Strukturen und Potentiale Niedersachsens für 
die Wasserstoffwirtschaft aufzeigt.

2. Ein Netzwerk mit wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und 
gesetzlichen Mitwirkenden aus Niedersachsen aufzubauen 
und zu betreiben. 

3. Fördernde Institutionen und staatlichen Stellen in Bund, der 
Europäischen Union und der Welt einzubinden.
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4. Staatliche Fördermittel zur Einführung von Brennstoffzel-
lenanwendungen einzuwerben. Die Bundesinitiative H2-Mo-
bility ist zu nutzen und zu unterstützen, ebenso die Clean 
Energy Partnership.

Fracking

Die LKR fordern, die Option der Erdgasförderung durch Fracking 
aufrecht zu erhalten.

Die LKR wollen mit kompetenter Risikobetrachtung und guten 
Argumenten Ängste der Bürger entschärfen und ideologisch mo-
tivierten Politikern, die bewusst mit der Angst der Menschen spie-
len, entgegentreten.

Die Technik der Erdgasförderung mit den innovativen Verfahren 
des Frackings ist millionenfach erprobt. Die zugrundeliegenden 
statistischen Auswertungen belegen, dass im Vergleich zur übli-
chen Erdgasförderung kein erhöhtes Risiko auftritt. Das sind nicht 
zu widerlegende Fakten, die durch praktisch alle renommierten 
wissenschaftlichen Institutionen des Bergbaus bestätigt werden. 
Die Anerkennung von Fakten ist eine Grundbedingung des ver-
nunftgeleiteten Diskurses. Werden diese negiert, ist keine demo-
kratisch vernünftige Willensbildung möglich.

Außerdem gilt: Das größte Risiko ist, keine Risiken eingehen zu wol-
len. Der Risikobestimmung entzogen ist das unerwartete Ereignis 
oder „der schwarze Schwan“. Derart unvorhersehbare Ereignisse 
sind, ebenso wie komplexe Sachverhalte, entgegen der landläufi gen 
Politikermeinung gut mit einfachen Regeln anzugehen.

Eine wichtige dieser Regeln heißt für das Land Niedersachsen: Di-
versifi kation der Energieversorgung in Kombination mit moderns-
ten Kraftwerken, um in der unbestimmten Zukunft keine einseiti-
gen und nachteiligen Einschränkungen in Kauf zu nehmen. „Nicht 
alle Eier in einen Korb legen“, ist hier die für alle verständliche 
Regel.

Dass andere Bundesländer die Erdgasförderung oder die An-
wendung innovativer Verfahren wie Fracking ablehnen, liegt da-
rin begründet, dass sie keine Erdgasvorkommen haben. Nieder-
sachsen hat diesen Vorteil und sollte ihn konsequent nutzen. Die 
Wirtschaftlichkeit der Förderung vorausgesetzt, könnten über 60 
Jahre Einnahmen von jährlich 500 Mio. € erzielt werden. Damit 
können die Hälfte der aktuellen Schulden Niedersachsens abge-
tragen werden. Um die Akzeptanz bei den direkten Anwohnern 
der Förderanlagen zu erhöhen, sollten diese an den fi nanziellen 
Vorteilen beteiligt werden.

Strom muss wieder bezahlbar werden! Nur marktwirtschaftli-
che Lösungen können hier weiterhelfen. Wenn der Staat be-
sondere Märkte fördern will, sollte dies durch Steuern fi nanziert 
werden und nicht durch den einzelnen Bürger als Verbraucher.

Die LKR fordern auch, die „Schattenseiten“ der Windenergie qua-
litativ und quantitativ aufzuklären. Dazu sollen insbesondere die 
Kollateralschäden auf Fauna und Flora, aber auch den Menschen 
ermittelt und Strategien zu deren Vermeidung aufgezeigt werden.
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4. Bildung und Schule

Individuelle Persönlichkeitsentwicklung garantiert 
Chancengerechtigkeit

Grundziel der LKR Niedersachsen:

Die Liberal-Konservativen Reformer wollen, dass alle Kinder und 
Jugendlichen in ihren jeweiligen Begabungen und Lernfähigkei-
ten optimal gefördert werden und auf diese Weise die für sie best-
mögliche Bildung erwerben können. Die Persönlichkeitsentwick-
lung der Kinder und Jugendlichen soll gemäß dem Motto folgen: 
Werde, der du bist!

Ziel der Bildung soll sein, dass Kinder, Jugendliche und Erwach-
sene ein selbstbestimmtes, gesundes, glückliches und soziales 
Leben führen können. Idealerweise erfolgt ein individuell auf das 
Kind abgestimmter Ansatz.

Dazu sollen insbesondere Talente zu Stärken trainiert und Schwä-
chen nur insoweit beseitigt werden, wie sie einer notwendigen 
formalen schulischen Entwicklung der Kulturtechniken wie Lesen, 
Schreiben, Rechnen  im Wege stehen.

Unter Chancengleichheit wird dabei verstanden, dass insbesonde-
re im frühkindlichen Alter, d.h. von der Geburt bis zum Schulanfang, 
alle notwendigen externen Bedingungen für eine normale Ent-
wicklung des Kindes vorhanden sind. Am wichtigsten sind Mutter, 
Vater und Familie. Im fortgeschrittenen Alter mit dem Schulanfang 
sollen aus den erkannten Talenten des Kindes die eigenen Stär-
ken entwickelt werden, die mit den vielfältigen externen Chancen 
in einer globalen Welt am besten korrespondieren. Stärken und 
Schwächen beziehen sich auf die eigene Person und sind ge-
staltbar, Chancen und Risiken liegen außerhalb, werden durch die 
Umwelt vorgegeben und sind nicht durch die handelnde Person 
beeinfl ußbar.

Die LKR unterstützen Ganztagsschulen mit hoher Qualität.

Bei der Einrichtung und dem Betrieb von Ganztagsschulen in Nie-
dersachsen müssen die Eltern mitwirken und ein Wahlrecht haben. 
Voraussetzung ist, dass für die Schüler vielfältige Bildungsinhalte 
mit hoher Qualität angeboten werden. Eine reine Betreuung leh-
nen die LKR ab.

LKR fordern eine präzise Zielsetzung für die Einrichtung von 
Ganztagsschulen.

Eine operative Zielsetzung mit verschiedenen Parametern sollten 
die bisherigen, eher allgemein formulierten Ziele „Bildung der Kin-
der und Jugendlichen“ und „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ 
präzisieren, verbindlicher und besser nachprüfbar machen. 

Die LKR fordern, die Erkenntnisse der Forschung über die bishe-
rigen Erfahrungen mit Ganztagsschulen zu berücksichtigen. Denn 
die Ganztagsschulen haben die in sie gesetzten Erwartungen trotz 
hoher Kosten bisher nicht erfüllt.  

Die LKR schlagen vor, neue Lehrinhalte als Curriculum für die nie-
dersächsischen Schulen zu entwickeln und anzubieten:

1. Vermittlung von Risikokompetenzen, um fundierter Entschei-
dungen treffen zu können und Ängsten entgegenzuwirken

2. Karriereplanung, bestehend aus Methoden zur Talenterken-
nung und Stärkenentwicklung und Aufbau eines Karrie-
renetzwerkes

3. Vermittlung der Ergebnisse der wissenschaftlich begründe-
ten „Glücksforschung“ (Positive Psychologie)

4. Vermittlung einer demokratischen Streitkultur in Anlehnung 
an den von den LKR entwickelten „Vernunftgeleiteten Dis-
kurs“

Die LKR setzen sich für eine gute Aus- und Weiterbildung der 
Lehrer ein, denn insbesondere die Qualität des Lehrkörpers be-
stimmt die Bildungserfolge bei Schülern und Studenten.

Die LKR setzen sich für eine faire Lastenverteilung in der schu-
lischen und außerschulischen Bildung ein. Beiträge kommen von 
Bund, Land, Kommune und Elternschaft.

Die Aussage der politischen Wettbewerber, dass Bildung zum 
Nulltarif zu haben ist, stellt eine Mogelpackung dar. Damit tritt still-
schweigend eine Verschlechterung der Qualität der Schulbildung 
ein. „Bildung, die nichts kostet, taugt nichts“.
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Die LKR gehen von der Klientelpolitik weg und stützen sich auf 
unbestrittene wissenschaftliche Ergebnisse. Demnach ist nicht die 
Schulorganisation für den Lernerfolg entscheidend, sondern der 
Unterricht selber und die dort konzentriert verbrachte Lernzeit, die 
nicht durch Störungen aller Art reduziert wird.

Die LKR schlagen für den Unterricht vor:

1. Der Grad der Heterogenität in einer Klasse muss deutlich be-
grenzt werden. 

2. Es hat sich nicht bewährt, Kinder und Jugendliche mit 
völlig unterschiedlichen Lerngeschwindigkeiten in ei-
ner Klasse zu vereinen. Gerade die Schwächeren leiden 
darunter, werden in ihrem Selbstbewusstsein beschä-
digt und neigen zu Störungen. Auf der anderen Seite 
sind die besseren Versteher unterfordert oder gehindert. 

Schüler unterschiedlicher Fähigkeiten, die in Regelklassen 
immer vorhanden sind, können sich gegenseitig fördern, wenn 
sie vergleichbare Lerntempi haben und wenn sie ungestört 
lernen können, sowohl beim Aufnehmen (Frontalunterricht) 
als auch in der eigenen Aktivität sowie in der Kooperation. 

Eine ausreichend hohe Stundenzahl v.a. in den zentralen 
Fächern ist nötig und förderlich, besonders auch im Fach 
Deutsch, wo die Sicherheit in der Sprache erworben und das 
Verstehen von Texten aller Art geübt wird. Neugier auf Neues 
und motiviertes Lernen braucht die notwendige Sicherheit im 
Klassenverband und kann sich dort besonders gut entfalten

3. Die intensive Ausbildung der Lehrkräfte ist zentral, da-
bei sind diagnostische Verfahren stärker hervorzuheben. 

Die Fortbildung sollte mit dem Element der Supervision er-
gänzt werden, etwa wie in England, wo die Lehrkräfte auch 
später professionell (u.a. mit Videoanalysen) beraten werden. 
Der Bezug der Lehrerausbildung auf das jeweilige Schulsys-
tem ist essentiell, weil die verschiedenen Formen ganz unter-
schiedliche Ansprüche stellen und die notwendigen Lerndia-
gnosen alters- und leistungsspezifi sch sind.

4. Schulen können und sollen ihre eigenen pädagogischen Stile 
entwickeln. 

Um das zu gewährleisten, brauchen die leitenden Personen eine 
Entlastung von Verwaltungsaufgaben. Es ist erforderlich, dass in 
Niedersachsen endlich die versprochene Führungsakademie für 
Schulleiter aufgebaut wird.

Die LKR schlagen für die Schulformen vor:

1. Ein differenziertes Schulsystem ist notwendig, um Kindern 
und Jugendlichen verschiedene Lerngeschwindigkeiten 
zu ermöglichen und verschiedene thematische Schwer-
punkte für die unterschiedlichen Begabungen anzubieten.

Deshalb ist das viergliedrige Schulsystem erhaltenswert, Mi-
schformen wie Gesamtschulen sind möglich. Die vier Schul-
formen bereiten in unterschiedliche Weise auf die berufl ichen 
Wege vor. Eine überstarke Akademisierung ist von der Be-
rufswelt her gesehen nicht sinnvoll. Das erfolgreiche duale 
System sollte weiterhin gefördert werden.

2. Zugleich muss die Durchlässigkeit der Schulsysteme erhal-
ten bzw. erhöht werden. Die Quote derjenigen, die ihr Ziel 
nicht auf direktem Weg erreichen, ist hoch. Gerade dieses 
Ergebnis zeigt, dass es auch sehr unterschiedliche biogra-
phische Entwicklungen von Lernfähigkeiten und Konzentra-
tionsbereitschaft gibt.

3. Die Grundschulen müssen vor Ort arbeiten, auch um die soziale 
Einbettung der Kinder und der Lehrerschaft zu gewährleisten.

4. Die Gymnasien ebenso wie die Realschulen haben hervor-
ragende Arbeit geleistet, sie sind zu erhalten und zu stärken. 

Den Hauptschulen soll es ermöglicht werden, ihrem Profi l durch 
eine deutlich berufsbezogene Arbeit eine klare Kontur zu geben. 
Im organisatorischen Bereich ist die Rückführung auf das Abitur 
nach neun Jahren zwingend, um den Jugendlichen ausreichen-
de Lernzeiten zur Verfügung zu stellen und sie von unsinnigem 
Stress zu befreien. Klassen oder Schulen für Hochbegabte 
können eingerichtet werden, dabei ist auf eine soziale Durch-
mischung zu achten bzw. ein elitärer Hochmut zu vermeiden.
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Die LKR fordern für die Inklusion:

1. Die deutschen Förderschulen haben sich bewährt, sie 
müssen bestehen bleiben bzw. wieder reaktiviert werden. 

Sie können einen guten Teil ihrer Schüler in eine Berufs-
ausbildung bringen bzw. zum selbstbestimmten Leben be-
fähigen. Die völlige Inklusion ist ein Irrweg, der auch von 
der UNESCO nicht beabsichtigt wurde. Der UNESCO 
kommt es lediglich darauf an, dass Kinder mit Förderbe-
darf überhaupt ins staatliche und allgemeine Schulsystem 
gebracht werden. Die vollständige Inklusion behindert so-
wohl die lernschwachen wie auch die lernstärkeren Kinder. 

Unabhängig davon ist es ein Fortschritt und auch weiterhin 
zu fördern, dass körperbehinderte Schüler/innen in die drei 
anderen Schulformen aufgenommen werden, die ihren kog-
nitiven Fähigkeiten entsprechen. Es ist die Begegnung ver-
schiedener Schülerschaften in Schulzentren zu ermöglichen, 
vorrangig in Gesamtschulen.

2. Der absolute Vorrang in der Ausbildung von Migranten besteht 
darin, dass  sie  zuerst fundamentale Sprachkenntnisse erwerben.

Dafür sind Vorbereitungsklassen über zwei Jahre notwen-
dig, in denen die Lernenden nach Sprachfähigkeiten verteilt 
werden. Danach erst können diese Kinder und Jugendlichen 
gemäß ihrer realen Fähigkeiten in die Regelschulen einge-

gliedert werden. Wenn die Eltern bildungsfern oder gar Anal-
phabeten sind, wird es erforderlich sein, dass die Kinder und 
Jugendlichen ganztags betreut werden.

Die LKR sehen Handlungsbedarf gemäß dem Bildungsmonitor 
der „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“.

Niedersachsen liegt mit seiner realen Investitionsquote ins Schul-
system auf Platz 13 aller Bundesländer (2016). So ist noch viel 
Luft nach oben für eine Erhöhung der Investitionen.

Die niedersächsische Schulpolitik zeichnet sich laut des wissen-
schaftlich erarbeiteten Bildungsmonitors dadurch aus, dass sie im 
ländlichen Bereich regional sehr starke Unterschiede in der Ver-
sorgung mit Gymnasien zulässt.

Problematisch sind besonders die Resultate in der berufl ichen 
Bildung. Das Land toleriert, dass es in zehn Landkreisen eine be-
sonders auffällige Erfolglosigkeit in der berufl ichen Ausbildung 
gibt, wo über 20 Prozent der 30 bis 35-Jährigen keinen Berufs-
abschluss haben! Zudem liegt Niedersachsen in der Schüler-Leh-
rer-Relation an Berufsschulen auf Platz 15. In Bezug auf die Ju-
gendlichen ohne Ausbildungsplatz liegt Niedersachsen auf dem 
gleichen vorletzten Rang.

Die deutsche Sprache ist Grundlage unserer Kultur und der Bil-
dung jedes einzelnen. Deshalb ist ein gutes Deutsch an allen Bil-
dungseinrichtungen zu lehren und zu pfl egen.
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5. Landesfi nanzen

Transparenz und Nachhaltigkeit 

Die LKR fordern eine Reform des Rechnungswesens.

Die LKR setzten sich für die Einführung von Doppik, der „Doppel-
ten Buchführung“ mit den drei Elementen Bilanz, Ergebnisrech-
nung und Finanzrechnung für das Land Niedersachsen ein, um 
eine transparente und aussagefähige Entwicklung der Staatsfi -
nanzen als Grundlage einer fundierten Landespolitik zur Verfü-
gung zu haben.

Unsere Devise lautet: Solides Wirtschaften ist nicht alles, aber 
ohne solides Wirtschaften ist alles nichts. Dabei gilt: Nicht ka-
puttsparen, sondern verantwortungsbewusst wirtschaften.

Wir fordern einen verbindlichen Zeit- und Finanzplan, um die 
Schulden des Landes in jährlichen Schritten in den nächsten zehn 
Jahren deutlich zu verringern. Erreicht werden soll mindestens das 
durchschnittliche Schulden-Niveau der Flächenländer. 

Der von der rot-grünen Landesregierung aktuell betriebene Haus-
halt erreicht mit knapp 30 Mrd. € ein hohes Niveau, wobei Verluste 
von über 500 Mio. € zu erwarten sind. Dies führt zu einem weite-
ren Anstieg der aktuellen Schulden in Höhe von fast 62 Mrd. €. 
Mit einer Verschuldung von ca. 7.882 € pro Kopf der Bevölkerung 
liegt Niedersachsen deutlich über dem Durchschnitt der Flächen-
länder in Höhe von ca. 6.000 €. Im Vergleich mit Bayern (1.700 
€), Sachsen (2.200 €) oder Baden- Württemberg (3.800 €) ist 
Niedersachsen deutlich abgeschlagen.

Wir wollen diese Verschuldungssituation systematisch und nach-
haltig ändern. Bei einem unausgeglichenem Haushalt tritt ein obli-
gatorisches Referendum in Kraft.

Wir lehnen eine weitere Neuverschuldung ab und fordern die kon-
sequente Gestaltung und Einhaltung einer Schuldenbremse.

Von allen Akteuren werden die steigenden Risiken eines auf-
geblähten Landeshaushaltes gesehen. Erfreulicherweise stehen 
derzeit hohe zusätzliche Einnahmen bereit und sind weiter zu er-
warten. Wenn nicht jetzt in dieser komfortablen Situation mit diszi-
pliniertem Ausgabeverhalten begonnen wird, wann dann?

Die Welt befi ndet sich in vielen Regionen im Umbruch, eine Welle 
der Renationalisierung mit Abschottung der eigenen Märkte ist zu 
erwarten. Für den Exportweltmeister Deutschland bedeutet dies 
zukünftig ein erhöhtes wirtschaftliches Risiko, welches auch auf 
das Land durchschlagen wird.

Für stetige Haushaltsdisziplin und Schuldenabbau bestehen trif-
tige Gründe: 

Wir fordern die Aufstellung eines nachhaltigen Landeshaushaltes. 
Wir geben nur das aus, was wir auch einnehmen und betreiben 
verantwortungsbewusste Risikovorsorge. Wir bilden auch ein 
Sicherheitspolster für unvorhersehbare Ereignisse (Schwarzer 
Schwan).

Wir praktizieren Generationengerechtigkeit. Wir wälzen keine Bür-
den auf unsere jüngeren Mitbürger ab.

Wir erhalten unsere politische Handlungs- und Gestaltungsfreiheit 
für die jetzigen und zukünftigen politischen Akteure. Ohne aus-
reichende Finanzmittel ist letztlich die eigenverantwortliche demo-
kratische Verwaltung unseres Landes nicht mehr möglich.

Wir fordern, einen jährlichen alternativen Landeshaushalt vorzu-
legen, der diese Randbedingungen erfüllt. In diesem Zusammen-
hang ist ein Effektivitäts- und Effi zienzkonzept durch qualifi zierte 
Mitarbeiter zu erstellen und Veränderungen sind umzusetzen.

Wir verlangen, diszipliniert, verantwortungsbewusst, konsequent 
und innovativ dem Schuldenmachen zu widerstehen.

Die LKR lassen sich bei ihren konstruktiven kurz- und mittelfristi-
gen Sparvorschlägen und -anregungen von fundierten Ausarbei-
tungen und von Vorschlägen des Bundes der Steuerzahler Nieder-
sachsen und Bremen leiten.

Wir möchten, dass die konjunkturellen Mehreinnahmen für eine 
zukunftssichere Gestaltung des Landeshaushalts eingesetzt wer-
den: 1/3 in die Schuldentilgung, 1/3 in Investitionen für die Infra-
struktur, 1/3 in Forschung und Bildung.
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Wir fordern mehr Klasse statt Masse im öffentlichen Dienst!

Wir wollen den öffentlichen Dienst modernisieren. Dazu sollen 
insgesamt weniger aber hochqualifi zierte Mitarbeiter beschäftigt 
und attraktiv vergütet werden. Die Personalausgaben mit über 
11 Mrd. € gehören auf dem Prüfstand.

Wir schlagen vor, den Personalbestand insgesamt stetig zu ver-
ringern und trotzdem die Leistungsfähigkeit der Verwaltung 
zu erhöhen. Dies soll durch Abbau bürokratischer Hemmnisse, 
konsequenten Einsatz neuester Informations-und Kommunika-
tions-Technologien und eine Spezialisierung des Personals auf 
Schwerpunkttätigkeiten erreicht werden.

Wir wollen das Versorgungs-Dilemma bei den Beamtenpensionen 
lösen.

Wir plädieren für  ein Maßnahme-Bündel zur Bewältigung der 
fi nanziellen Herausforderungen bei Beamtenpensionen. Die 
überbordenden Pensionslasten betragen bereits ein Drittel der 
jährlichen Personalausgaben in Höhe von ca. 3 Mrd. € mit stei-
gender Tendenz. Die Pensionsverpfl ichtungen insgesamt betragen 
60 Mrd. €.

Wir schlagen vor, mit verbessertem Controlling Fehlinvestitionen 
und Fehlausgaben zu vermindern. Einsparungen dürften im Mil-
liarden-Bereich liegen. Besonders wichtig sind Transparenz und 
Vergleichsmöglichkeiten durch ausgewählte Kennzahlen. Dies er-
folgt im zeitlichen Verlauf und im direkten Vergleich mit ähnlichen 
Bundesländern.

Wir sind dafür, die Investitionsquote im Landeshaushalt anzuhe-
ben.

Während die Einnahmen des Landes in den letzten Jahren kon-
tinuierlich gestiegen sind, sind die Investitionen sogar zurückge-
gangen! Sie liegen aktuell nur noch bei 5,9 Prozent der Gesam-
teinnahmen. Das ist zu wenig, um Straßen, Gebäude und andere 
Landeseinrichtungen ausreichend zu unterhalten. Die Investitio-

nen müssen mindestens in der Höhe der Abschreibungen liegen, 
sonst droht der Zerfall der niedersächsischen Infrastruktur. Des-
halb muss die Investitionsquote wieder kräftig ansteigen – mindes-
tens auf 10 Prozent. Es gilt aber auch, die Investitionshemmnisse 
und den damit zusammenhängenden Investitionsstau von jährlich 
600 Mio. € über die nächsten zehn Jahre aufzulösen.

Wir möchten die Qualität der Schulbildung verbessern!

Gute Bildungschancen für Kinder gehören zu den wichtigsten Auf-
gaben des Landes. Doch die Versuche der Vergangenheit, durch 
mehr Geld zu besseren Ergebnissen zu kommen, sind gescheitert. 
In Niedersachsen gab es noch nie so viele Lehrer je Schüler und 
noch nie so kleine Durchschnittsgrößen der Klassen wie heute. 
Dennoch bleiben Unterrichtsausfall und die Bildungsergebnisse 
unbefriedigend. Hierzu werden die Leistungen der Schulen im 
Vergleich veröffentlicht.

Wir wollen Organisationsdefi zite im Schulsystem anpacken, ohne 
zwingend mehr Lehrer zu beschäftigen.

Wir fordern eine faire Lastenverteilung.

Gemeinden bei Kita-Finanzierung nicht alleinlassen! In den letzten 
Jahren ist die Ausstattung mit Kindergarten- und Krippenplätzen 
in Niedersachsen stark verbessert worden. Das ist gut so. Doch 
die Gemeinden können die Anforderungen kaum noch fi nanzie-
ren. Deshalb werden in vielen Orten die Eltern stärker zur Kasse 
gebeten. Das liegt auch daran, dass sich das Land aus der Mitfi -
nanzierung stark zurückgezogen hat. Wir schlagen bei der Kita-Fi-
nanzierung eine Drittel-Regelung vor: 1/3 Land, 1/3 Kommunen, 
1/3 Eltern.

Wir stehen dafür ein, die Belastung der Bürger mit Steuern und 
anderen Abgaben zu reduzieren.

Die LKR setzen sich dafür ein, Steuerverschwendung als Straf-
tatbestand zu verfolgen. Steuerhinterzieher sind weiterhin konse-
quent zu verfolgen.
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6. Innovation

Königsdisziplin der Reformen

Die LKR verstehen unter Innovationen die erstmalige wirtschaftli-
che Verwertung neuen technologischen Wissens in Gestalt neuer 
oder verbesserter Produkte, Verfahren und Organisationsformen. 
Zwingend ist die reale nützliche Anwendung, sonst bleibt es ledig-
lich eine Idee oder Invention. Der erstmalige Anwendungsbereich 
kann sich auf das eigene Unternehmen oder die eigene Institution 
beziehen oder im Sinne einer Basisinnovation weltweit neu sein.

Wir regen an, dass sich das Land Niedersachsen für Innovationen 
zum Nutzen seiner Bürger stark macht. Innovationstätigkeit in der 
gewerblichen Wirtschaft ist ureigene Aufgabe der niedersächsi-
schen Unternehmen.

Wir sehen, dass Hemmnisse und bürokratischer Aufwand, die der 
Innovationstätigkeit der Unternehmen im Wege stehen, beseitigt 
werden müssen. Innovationen brauchen Freiraum, um sich zu ent-
falten.

Wir sind für die Durchführung eines jährlichen Treffens des Lan-
des gemeinsam mit kleinen und mittleren Unternehmen KMU, 
Großunternehmen sowie für Vereinbarungen über Art, Umfang 
und Zeitablauf zum Bürokratieabbau.

Wir fordern den Einsatz moderner Technologien.

Es sind innovative Technologien in der Landesverwaltung einzu-
setzen. Dies sind die Informations- und Kommunikations-Techno-
logien als wesentliche Elemente der Digitalisierung und Daten-
übertragung. Gleichzeitig sind aufgrund neuester Erkenntnisse 
auch neue Organisationsformen in den Landesinstitutionen zu 
nutzen, bis hin zu Expertensystemen und Künstlicher Intelligenz, 
um Effektivität und Effi zienz der Verwaltung zu optimieren.

Wir forcieren die Einrichtung einer „Denkfabrik“ (Think Tank).

Es soll ein Expertenteam zusammengestellt und ein Expertennetz-

werk mit Teilnehmern aus verschiedenen Disziplinen geschaffen 
werden. Dieses Expertenteam berät das Land beim Erkennen von 
grundlegenden gesellschaftlichen, technologischen, fi nanziellen 
Veränderungen und Trends außerhalb des Einfl ussbereichs des 
Landes. Dieses Frühwarnsystem soll Chancen und Risiken recht-
zeitig erkennen, um mit eigenen Reformen zukünftige Herausfor-
derungen verantwortungsvoll und professionell zu meistern.

Die LKR setzen sich für Unterstützung bei Markteinführungen ein.

Neuerungen am Markt sind für kleine und mittlere Unternehmen 
manchmal schwer zu platzieren, da oft keine ausreichenden Refe-
renzen vorhanden sind. Das berühmte Henne-Ei Problem tritt ein.

Wir rufen die Institutionen des Landes auf, sich im angemessenen 
Rahmen an der risikobehafteten Beschaffung neuer Produkte zu 
beteiligen. Dies ermöglicht es Innovatoren, erste Referenzen zu 
bekommen und zeigt die Bereitschaft des Landes, mit der Innova-
tionsunterstützung Ernst zu machen.

Wir fi nden die Gründung einer Akademie für Unternehmertum in 
Niedersachsen unumgänglich. 

Innovationen sind eng verbunden mit freiem Unternehmertum, wo-
bei insbesondere Unternehmensgründer berücksichtigt werden 
sollen. „Ein Prozent Inspiration stehen 99 Prozent Transpiration 
gegenüber.“ Die bereits vorhandenen Ansätze in den „Gründer-
hochschulen“ sind zu bündeln und es ist stufenweise eine Akade-
mie für Unternehmertum (Entrepreneurship) einzurichten. 

Ziele sind, Unternehmertum und alle Aspekte der guten Unterneh-
mensführung zu lehren und zu lernen. Eine besondere Berück-
sichtigung soll auch das „Veränderungs-Management“ (Change 
Management) fi nden, da Innovationen stets mit Veränderungen 
verbunden sind. Eine enge Verbindung mit Unternehmerpersön-
lichkeiten ist essentieller Bestandteil des Konzepts.
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7. Innere Sicherheit
Die LKR stehen für mehr Sicherheit in Niedersachasen - Null Toleranz bei Gewalt gegen Personen oder Sachen

Wir treten dafür ein, Straftaten kompromisslos zu verfolgen. 

Extremismus ist entschieden zu bekämpfen. Es sollen präven-
tive Maßnahmen gegen Gewalt von rechts, links und durch den 
Islamismus ergriffen und dafür finanzielle Mittel zur breiten und 
konsequenten Aufklärung bereitgestellt werden. Dabei darf nicht 
geduldet werden, dass Justiz, Politik und einige gesellschaftliche 
Gruppierungen auf dem „linken Auge“ blind sind. 

Der Riss, der diesbezüglich durch die Gesellschaft geht, fördert 
ein Gegeneinander, das weniger mit freier politischer Meinungsbil-
dung zu tun hat, sondern durchaus als Mitursache für eine beob-
achtbare Aggressionsbereitschaft in der Bevölkerung gilt.

Die Einbruchskriminalität befindet sich auf einem historischen 
Höchststand. Das Sicherheitsgefühl der Menschen hat in Nieder-
sachsen abgenommen.

Wir verlangen daher mehr Polizei auf der Straße, die volle Ausnut-
zung der rechtlichen und technologischen Möglichkeiten zur Ver-
hinderung und Verfolgung von Straftaten und eine konsequente 
Ahndung auch von Kleindelikten wie z.B. Fahrraddiebstählen. 

Bisher sind die Versprechungen der Politiker nach mehr Personal 
bei der Polizei nicht wirklich nachhaltig eingelöst worden. Die Re-
krutierung von Personal und die langen Ausbildungszeiten von bis 

zu vier Jahren lassen diese wünschenswerten Forderungen leider 
nicht in angemessenem Maße zu.

Wir bestehen auf den Schutz unserer Polizei vor oftmals massiven, 
gewalttätigen Übergriffen  durch Einführung neuer Straftatbe-
stände, die durch ihren hohen Strafrahmen eine abschreckende 
Wirkung erzielen.

Wir fordern die Spezialisierung und Fokussierung der Polizei auf 
Schwerpunkte unter besonderer Berücksichtigung der Prävention. 

Es kann nicht sein, das rigoros Verkehrsteilnehmer verfolgt wer-
den und die Verfolgung und Abwehr von Gewaltkriminalität auf-
grund von permanenter Personalknappheit vernachlässigt wird. 
Bürger und Polizei leiden jetzt unter den kurzsichtigen und inkom-
petenten Entscheidungen einer SPD-Regierung unter dem Minis-
terpräsidenten Gerhard Schröder in den 90er Jahren, die sich auf 
die Fahnen schrieb, die Polizei „verschlankt“ zu haben.

Wir wollen den vermehrten Einsatz von Sicherheitswachen durch-
setzen, die teilweise schon mit Erfolg und hoher Akzeptanz bei der 
Bevölkerung arbeiten (siehe Bayern). Die Leitungshoheit hierüber 
hat die Polizei. Die Aufgabe zur Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten muss primär in die Zuständigkeit der Verwaltung abgege-
ben werden, um die Polizei von sachfremden Aufgaben zu entlas-
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ten. Diese Sicherheitswachen werden als Verstärkung verpflichtet 
und treten paarweise auf. Sie sind unbewaffnet, patrouillieren und 
unterstützen die Polizei durch Beobachten und Melden.

Wir unterstützen Bürgeraktivitäten und Selbsthilfeeinrichtungen 
wie „Wachsamer Nachbar“-Initiativen zur Vorbeugung gegen Ein-
brüche und fordern die Einrichtung eines „Einbruch-Radars“ in den 
Städten und Gemeinden. 

Wir bestehen auf dem Einsatz neuster Technologie für eine wirk-
same Polizeiarbeit.

Dabei spielt die Kompatibilität des bundesdeutschen BOS-Digi-
talfunks mit Funknetzen von Anrainerstaaten wie z.B. Frankreich 
oder Tschechien eine wichtige Rolle, um einen schnellen Infor-
mationsaustausch zu gewährleisten. Es kann nicht sein, dass die 
Verfolgung flüchtender Straftäter an unterschiedlichen Kommuni-
kationssystemen scheitert bzw. dadurch verzögert wird, dass der 
Kontakt zu einer örtlich zuständigen Leitstelle nicht möglich ist. 
Das Problem besteht in ähnlicher Form bei der Kommunikation 
zwischen Rettungsleitstellen und Katastrophenbehörden, z.B. bei 
Hochwasserlagen. Es müssen einheitliche Einsatzleitsysteme bei  

Polizei und Rettungsdiensten der Länder eingerichtet werden.

Wir schlagen den intelligenten Einsatz von Drohnen vor. 

Diese „fliegenden Polizeihunde“ erweitern die Überwachung auch 
nachts und stehen für umfassende Aufklärung bei Einsätzen zur 
Verfügung. Die bereits bestehenden innovativen Entwicklungen, 
an denen auch Niedersachsen beteiligt ist, gilt es zu beschleuni-
gen und zu realisieren. Dies gilt ebenso für den gezielten Ausbau 
einer bedarfsgerechten Videoüberwachung.

Wir wollen die konsequente Ausschöpfung des Strafrahmens un-
seres Strafgesetzes durchsetzen. 

„Kuschelurteile“, die mehr und mehr gefällt werden, haben auf per-
manent straffällige Täter keinerlei abschreckende Wirkung. Eine 
Verschärfung des Strafrechts ist hier in der Regel nicht zwingend 
erforderlich.

Die LKR setzen sich dafür ein, die Sicherheit in der Wirtschaft 
gemeinsam mit den einschlägigen Institutionen zu unterstützen. 
Dazu sollen die Unternehmen gerade im Zusammenhang mit der 
Digitalisierung sensibilisiert und es soll die Wirtschaftskriminalität 
bekämpft werden.
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8. Justiz

Opferschutz geht vor Täterschutz

Die LKR möchten Justizinstitutionen personell, materiell und orga-
nisatorisch  stärken, damit eine stabile Grundlage für die effekti-
ve, schnelle und kompromisslose Durchsetzung des Rechts durch 
den Staat gewährleistet werden kann. Dafür notwendige Refor-
men sind zügig anzugehen.

Dafür ist die Schwelle niedrig anzusetzen. Es beginnt bei der Ein-
schränkung der Freiheit anderer; dazu gehören auch Aktivitäten 
mit der Verniedlichung des Begriffs „Ziviler Ungehorsam“. In die-
sem Sinne sollen Gesetze überprüft und entsprechend reformiert 
werden.

Die LKR stellen fest: Opfer- geht vor Täterschutz.

Den Opfern ist mehr Aufmerksamkeit und staatliche Hilfe zu ge-
währen als den Tätern. Darüber hinaus muss gewährleistet wer-
den, dass die Täter vollständig für Ihren verursachten Schaden 
zur Rechenschaft gezogen werden und diesen wiedergutmachen 
müssen. Das Land soll die ehrenamtlich Tätigen wie z.B. im „Wei-
ßen Ring“ unterstützen.

Wir rücken ins Blickfeld,  die Akzeptanz der Justiz beim Bürger zu 
stärken.

Das Gerechtigkeitsempfi nden der Bürger sollte sich auch in der 
Rechtsprechung wiederfi nden, da es ansonsten Schaden nimmt. 
Bei kleineren Delikten kann die Devise gelten: Jeder bekommt 
eine zweite Chance.

Wir fi nden verstärkte Präventionsmaßnahmen wichtig.

In Zusammenwirken mit Justiz, Polizei und anderen Institutionen 
ist ein Präventionskonzept zu erstellen, um möglichst rechtzeitig 
potentielle Gefährdungen zu erkennen und zu verhindern. Insbe-
sondere gilt es nicht nur direkte rechte, linke und islamistische Ge-
fährder und Gewalttäter zu identifi zieren, sondern auch das dul-
dende Umfeld zu beleuchten. Auch der Nährboden für Gewalttäter 
muss benannt und „trockengelegt“ werden.

Wir heben die Bedeutung  einer zeitnahen Verfolgung der Polizei-
ermittlungen hervor; dabei soll der Datenschutz der Verhältnismä-
ßigkeit angepasst sein.

Programm zur Landtagswahl in Niedersachsen am 15. Oktober 2017



LKR Niedersachsen | Liberal-Konservative Reformer | www.lkr-nds.de

LKR18 / 24

Mehr unter unter: lkr-nds.de/kandidaten-ltw-2017

9. Wirtschaft und Arbeit 

Erfolgsmodell soziale Marktwirtschaft

Die LKR treten für die soziale Marktwirtschaft ein.

Die gesellschaftspolitische Grundlage der LKR Niedersachsen 
ist das Bekenntnis zur Sozialen Marktwirtschaft im Sinne Ludwig 
Erhards, gemäß dem Leitspruch: „Kein Wohlstand ohne starken 
Mittelstand“!

Wir unterstützen den Mittelstand.

Der unternehmerische Mittelstand ist mit über 3,5 Mio. Unterneh-
men das anerkannte Rückgrat unserer deutschen Volkswirtschaft. 
Mit seinen Gesellschaftern, Familienangehörigen und leitenden 
Angestellten dürften dies über 10 Mio. Personen sein. Nieder-
sachsen hat daran einen Anteil von ca. 10 Prozent. 

Über 50 Prozent der Arbeitsplätze werden vom Mittelstand ge-
schaffen, über 50 Prozent des Umsatzes erwirtschaftet. Die 
unternehmerische Mitte ist Träger des geschätzten dualen Aus-
bildungssystems und Innovationsmotor. Die mittelständischen 
Unternehmer sind ortsnah und heimatverbunden. Sie treten als 
Sponsor für Vereine ein und fördern die Gemeinschaft. Es gilt, 
den mittelständischen Unternehmern einen kreativen Freiraum zu 
schaffen, damit sie den „Kuchen“ für alle weiter vergrößern kön-
nen.

Im Sinne des „Ehrbaren Kaufmanns“ werden Leistungen durch 
Effektivität und Innovationen erbracht, keine Gewinne durch Aus-
beutung anderer erzielt. Der Mittelstand verdient Unterstützung, 
da er der wichtigste unternehmerische Bereich unserer Volkswirt-
schaft ist, der Überschüsse für unseren Staat generiert. Alle ande-
ren Bereiche profi tieren von der Umverteilungsmaschinerie.

Wir haben fünf Kernbereiche identifi ziert, in denen kurz-, mittel- 
und langfristig orientierte Maßnahmen gemeinsam mit mittelstän-
dischen Unternehmen und Unternehmensvertretern ergriffen und 
adäquate Instrumente eingesetzt werden können.

1. Imageverbesserung, Wertschätzung des Unternehmers.

Auf der Grundlage von aktuellen Untersuchungen werden 
Ansatzpunkte entwickelt und Instrumente eingesetzt mit 
dem Ziel, die Bedeutung des selbständigen Unternehmers 
für die Gesellschaft zu verdeutlichen, begreifbar zu machen 
und das Ansehen des Unternehmers in der Gesellschaft zu 
erhöhen.
Unternehmensgründungen und -nachfolge sind zu unter-
stützen, der Unternehmergeist zu stärken und die Wirtschaft 
zukunftsfähig zu machen.

2. Stärkung der Kapitalkraft der Unternehmen
Es gilt, über die Erschließung von Synergieeffekten eines 
Unternehmens- Netzwerkes bis hin zu geringerer Steuer-
belastung und einem fairen Zugang zu Fremdkapital, die 
Eigenkapitalposition zu stärken. Damit soll größere Hand-
lungsfreiheit geschaffen werden und die Unternehmen 
können eine größere Sicherheit gewinnen. 

3. Fairer Wettbewerb
Wir werden in engem Kontakt mit den Unternehmen bzw. 
deren Vertretern auf einen fairen Wettbewerb achten, das 
ist eine elementare Grundlage der sozialen Marktwirtschaft. 
Notwendiges ist zu regeln, aber die Handlungsfreiheit muss 
erhalten bleiben. Wachstumskräfte sind zu entfalten. Im 
Land, Bund und in Europa sind die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken und die Haushalte zu konsolidieren.
Wettbewerbsverzerrung durch Marktmacht, d.h. Kartellbil-
dung und das Entstehen von Monopolen, sollen verhindert 
werden!

4. Abbau der Bürokratie
In enger Abstimmung mit den Unternehmern bzw. deren 
Vertretungen, aber auch mit den Abgeordneten in den 
Parlamenten, sollen bestehende oder sich abzeichnende bü-
rokratische Hemmnisse erkannt und beseitigt bzw. minimiert 
werden. Ein Beispiel für Reduktion sind die Aufbewahrungs-
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fristen von Geschäftsdokumenten. Sie sollten von zehn auf 
fünf Jahre reduziert werden.

5. Deregulierung
Überfl üssige Gesetze und Verordnungen gehören abge-
schafft. Zumindest ist ein Verfallsdatum zu beschließen und 
eine Evaluation der Wirksamkeiten zu fordern. Die Eigenver-
antwortung ist zu stärken und Rechtsunsicherheiten müssen 
beseitigt werden. Märkte sind zu öffnen und Barrieren 
gehören abgebaut.

Die LKR setzen sich auch für kapitalmarktorientierte und kapita-
lintensive Großunternehmen ein. Hier gilt es, insbesondere über 
die Aufsichtsratsfunktionen für das „Führen der Konzerne durch 
Werte“ zu werben. Subventionen werden abgelehnt.

Wir treten dafür ein, dass über beste Aus-und Weiterbildung von 
Kindern, Schülern, Auszubildenden, Studenten und Mitarbeitern 
eine gute Arbeitnehmerschaft für die mittelständischen und gro-
ßen Unternehmen bereitsteht.

Wir setzen sich ebenso für die Bildung eines 2. Arbeitsmarktes ein, 
um Langzeitarbeitslosen eine würdevolle Beschäftigung zu geben 
und diese, soweit es geht, in die Gesellschaft zu integrieren.

Wir stehen für hohe Transparenz für die Verbraucher ein.

Wir befürworten die Kommunalisierung von Betrieben, wenn 
durch diese hoheitliche Aufgaben durchgeführt werden und die 
Leistungen sicher, wirtschaftlich und angemessen für den Bürger 
erbracht werden können. Eine wirtschaftliche Betätigung außer-
halb der staatlichen Fürsorge ist nicht zweckdienlich und sollte im 
freien Wettbewerb der Unternehmen erfolgen.

10. Infrastruktur und Breitband 

Grundlage zukünftigen Wachstums - Chance für den 
ländlichen Raum

Voraussetzung für ein starkes Wachstum ist eine intakte Infra-
struktur als Basis für die Binnenkonjunktur. Angesichts der rasan-
ten Entwicklung in allen Infrastrukturbereichen müssen deutlich 
größere Anstrengungen unternommen werden als bisher geplant, 
um diese Vorteile langfristig zu sichern.

Das gilt insbesondere für den Verkehrsbereich, der durch die 
gescheiterte rot-grüne Landesregierung sträfl ich vernachlässigt 
wurde. Die Erreichbarkeit der Logistik- und Gewerbestandorte ist 
eines der wichtigsten Kriterien für Neuansiedlungen und für den 
Erfolg der bereits ansässigen Unternehmen.

Wir setzen sich dafür ein, dass die Hafenhinterland- und die Was-
serstraßenanbindungen verbessert werden.

Konkret sind wir für den zügigen Bau der A20 im Nordwesten, der 
A26 im Norden sowie der A39 im Osten Niedersachsens. Zudem 
muss der marode Zustand zahlreicher Landstraßen und Brücken 
durch eine gründliche Sanierung beendet werden.

Ebenso gilt das für den Ausbau der Bahnstrecken, insbesondere 
im Bereich Oldenburg, Bremen und Hamburg.

Eine leistungsfähige Dateninfrastruktur ist für viele Unternehmen 
und Bürger unverzichtbar.

Wir fordern daher den fl ächendeckenden Ausbau der Breit-
band-Hochleistungsnetze, vor allem im ländlichen Raum.

Die Fertigstellung von wichtigen Infrastrukturprojekten darf nicht 
weiter durch Planungs-, Verfahrens- und EU-Umweltrecht blo-
ckiert werden. Das gilt sowohl für die weitere Ausweisung von 
FFH (Flora Fauna Habitat)-Gebieten wie auch die verschärfte 
Anwendung von UVP (Umweltverträglichkeitsprüfungen) und die 
Wasserrahmenrichtline.
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11. Hochschulen und wissenschaftliche Einrichtungen 

Freiheit und Pioniergeist

Die Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen des Lan-
des Niedersachsen sollen unabhängig sein und ausreichende Mit-
tel zur Verfügung haben, um ihren Auftrag in Forschung und Lehre 
erfolgreich zu erfüllen.

Eingriffe durch die Politik sind zu vermeiden.

Wir setzen sich für einen hohen Qualitätsstandard ein.

Wir erwarten, dass sich die verantwortlichen Wissenschaftler ehr-
geizige Ziele setzen und die damit zusammenhängenden Heraus-
forderungen angehen, um bahnbrechende neue Erkenntnisse zu 
gewinnen.

Wir unterstützen Kooperationen mit anderen wissenschaftlichen 
Institutionen weltweit und ebenso mit der Wirtschaft.

Einzuwerbende Drittmittel müssen aber zusätzlich zu einer ausrei-
chenden Finanzierung durch den Staat zur Verfügung stehen. Sie 
dürfen diese nicht ersetzen.

Wir erwarten ein professionelles Management und eindeutige Zu-
ordnung von Verantwortlichkeiten in den Hochschulen. 

Scheindemokratische Organisationsstrukturen werden abgelehnt. 
Wertvoll kann ein 360 Grad Feedback der Studenten für die Ge-
staltung der Lehre und Forschung sein, dies sollte eingeführt wer-
den.

12. Land- und Forstwirtschaft, Naturschutz 

Landwirtschaft stärken

Die LKR fi nden es notwendig, die überbordende Agrarindustrie zuguns-
ten der bäuerlichen Landwirtschaft zu beschränken. Allein die bäuerli-
chen Betriebe können unsere Kulturlandschaft pfl egen und sichern.

Wir möchten, dass unseren Landwirten durch bessere Rahmenbedin-
gungen und die Entlastung von überbordender Bürokratie insbesonde-
re durch Regelungen der EU die Erhaltung ihrer Höfe ermöglicht wird.

Wir fordern, den Abverkauf landwirtschaftlicher Flächen an Nicht-

landwirte durch eine Änderung des Ausführungsgesetzes zum 
GrdStVG zu erschweren, indem künftig die Veräußerung von Flä-
chen von mehr als 0,5 ha (bislang 1,0 ha) der Genehmigung nach 
dem Grundstücksverkehrsgesetz (GrdStVG) bedarf und eine Um-
gehung dieser Regelung durch den zeitnahen Verkauf mehrerer 
Teilfl ächen untersagt wird.

Wald: Verantwortung zur Nachhaltigkeit

Die LKR stehen zum Motto: Mein Wald – meine Verantwortung.

Der Schutz des Eigentums vor staatlichem Zugriff muss wieder 
gestärkt werden. Jeder Waldbesitzer hat die freie Baumartenwahl 
nach der Prämisse

„standort- und klimagerecht“. Soweit Umwelt- und Naturschutz-
gesetze die Land- und Waldbewirtschaftung einschränken, ist der 
Waldbesitzer voll umfänglich und dauerhaft zu entschädigen.

Wir fordern einen Ausgleich für ökologische Leistungen des Wal-
des.

Der Waldbesitzer und sein Wald erbringen hohen gesellschaftli-
chen Nutzen wie sauberes Trinkwasser, saubere Luft, Erholung für 
alle Bürger einschließlich allgemeinem Betretungsrecht und Ar-
tenschutz. Den Waldbesitzerverbänden ist deshalb insbesondere 
bei der Ausgestaltung der Förderrichtlinien eine größere Mitbe-
stimmung einzuräumen. Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 
sind direkt zu fördern, um wirtschaftlich selbständig zu sein.

Die LKR lehnen Bevormundung aus Brüssel ab.

Dies gilt insbesondere für die Ausweisung und Ausgestaltung 
von Schutzgebieten, beim Schutz von Tieren und Pfl anzen und bei 
der Freigabe von Pfl anzenschutzmitteln. Die nachhaltige und ord-
nungsgemäße Land- und Forstwirtschaft macht viele Schutzge-
bietsausweisungen überfl üssig. Nur in absoluten Ausnahmefällen 
sind diese auf Flächen privater Landwirte und Waldbesitzer durch-
zuführen. Sie sind vorrangig auf Flächen der öffentlichen Hand 
(Bundes- und Landesforsten, kommunale Flächen) auszuweisen.
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Naturschutzmaßnahmen im Wald sollen wieder den Forstbehör-
den unterliegen.

Landwirtschaftlichen Betrieben sind weitere gesetzliche Aufl agen 
und Einschränkungen nicht mehr zuzumuten.

Wir setzen sich dafür ein, heimisches Holz zu nutzen und den Re-
genwald zu schützen. Der heimische Rohstoff Holz stammt aus 
nachhaltiger Forstwirtschaft. Holz ist der klimafreundlichste Roh- 
und Baustoff. Durch seine Nutzung wird CO2 langfristig der At-
mosphäre entzogen, was aktiven Klima- und Regenwaldschutz 
bedeutet. Flächenstilllegungen sind daher kontraproduktiv und 
abzulehnen. Die Forschung zur Holzverwendung ist zu fördern.

Wir fordern die Abschaffung von Zwangsmitgliedschaften und 
-abgaben.

Das Monopol der Versicherung durch die Berufsgenossenschaft 
ist aufzuheben. Der Waldbesitzer muss in der Wahl der Versiche-
rung frei sein. Wälder speichern Wasser in großer Menge und 
hoher Qualität. Daher sind Waldfl ächen grundsätzlich von den 
Zwangsbeiträgen der Wasser- und Bodenverbände freizustellen.

13. Umgang mit dem Wolf 

Artenvielfalt und Gleichgewicht erhalten

Die LKR bestehen auf der sofortigen Einführung eines echten 
Wolfsmanagements.

In Niedersachsen und auf Bundesebene muss ein aktives Wolfs-
management einschließlich Bestandsregulierung eingeführt wer-

den. Dies bedeutet: Übernahme des Wolfes in das Jagdrecht, 
Ausweisung von sogenannten „Wolfsgebieten“ wie z.B. die Lüne-
burger Heide, der Harz u.a. und „wolfsfreien Gebieten“ und gege-
benenfalls Bestandsregulierung auf ein angemessenes Maß nach 
behördlichen Vorgaben.

Bei weiterer Zunahme der Wolfspopulation oder umfang-
reicher Schäden durch Wölfe sollen über die Jagdbehör-
den, in den Gebieten unterschiedlich, die Wölfe kontrol-
liert durch Abschuss zahlenmäßig einreguliert werden.

Die gezielte Vergrämung und Entnahme von Wölfen ist nach in-
ternationalem und europäischem Recht grundsätzlich möglich. In 
einigen europäischen Ländern wird daher bereits ein derartiges 
Management umgesetzt. Die Bedingungen dafür sind auch in 
Deutschland erfüllt. Der Wolf ist keine vom Aussterben bedrohte 
Wildart. Eine weitere ungehinderte Ausbreitung in vom Menschen 
dicht besiedelte, für die landwirtschaftliche Nutzung einschließlich 
Nutztierhaltung entwickelte Kulturlandschaft ist für die Erhaltung 
einer gesunden europäischen Wolfspopulation weder erforderlich 
noch sinnvoll. 

Ein aktives Wolfsmanagement ist nicht nur für die Abwehr von 
Gefahren für Leib und Leben von Menschen, sondern vor allem 
auch für den Schutz von Weidetieren erforderlich.  Dies gilt auch 
für die Erhaltung von Weidelandschaften zur Gewährleistung der 
Sicherheit von Hochwasserschutz- und Seedeichen. Für derarti-
ge Maßnahmen bestehen ausreichende rechtliche Möglichkeiten, 
eine Überführung des Wolfes aus Anhang IV in Anhang V der FFH 
(Flora Fauna Habitat)-Richtlinie ist zur Entbürokratisierung eines 
aktiven Wolfsmanagements gleichwohl sinnvoll.
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14. Soziales, Familie, Gesundheit und Pfl ege

Solidarische Hilfe zur Selbsthilfe

Die LKR vertreten nachfolgende Grundpositionen zum Sozialen:

Wir erkennen die unterschiedlichen Beiträge und Leistungen der 
verschiedenen sozialen Bevölkerungsgruppen in Niedersachsen 
für die Gemeinschaft an.

Wir bezeugen Wertschätzung gegenüber den Leistungsträgern in 
unserer Gesellschaft. 

Die Gruppe der arbeitenden Bevölkerung verdient explizit unsere 
besondere Aufmerksamkeit und Anerkennung. Diese Personen 
machen den Kuchen für uns alle größer!

Wir befürworten „Hilfe zur Selbsthilfe“ für Leistungswillige. 

Hier gilt das Prinzip: Fordern und Fördern! 

Fordern heißt: Die ausdrückliche Bereitschaft und den Willen zu 
erklären, für sich selbst und für die Gesellschaft sich weiter zu 
qualifi zieren. Solidarität ist keine Einbahnstraße.

Fördern heißt: Durch vielfältige und tatkräftige Hilfe den leistungs-
willigen Personen die Chance geben, sich als vollwertiges Mitglied 
in die Gesellschaft zu (re)-integrieren.

Die LKR setzen sich vorbehaltlos für die Fürsorge von Bedürftigen ein.

Wir missbilligen die Leistungsverweigerer und den Leistungsmiss-
brauch.

Wir treten für die ausgewogene und faire Unterstützung von Fa-
milie und Kindern ein. 

Dies gilt unabhängig vom individuellen Lebensentwurf und Status. 
Eine starre Frauenquote wird abgelehnt, eine besondere Förde-
rung und Qualifi zierung der Frauen wird aber befürwortet.

Wir vertreten nachfolgende Positionen zur Gesundheit:

Als Grundsatz gilt: Jeder ist für seine Gesundheit selbst verant-
wortlich! Nicht der Arzt und nicht die Krankenkasse. Jeder hat 
seinen eigenen Beitrag für ein gesundes individuelles Leben zu 
leisten. Damit sollen die zivilisatorisch bedingten Krankheitskosten 

erheblich minimiert werden und den wirklich chronisch Kranken 
und Bedürftigen zur Verfügung stehen.

Wir sind dafür, neueste Technologien im medizinischen Bereich 
einzusetzen und an deren Weiterentwicklungen zum Nutzen des 
Patienten zu forschen. 

Beispielhaft sei hier nur die Technologie des Kalten Plasmas zur 
berührungsfreien Wundheilung genannt.

Wir stehen bezüglich der Pfl ege auf folgendem Standpunkt:

Hier sind Reformen wichtig! Die Pfl ege ist zu teuer, aber die 
Fachkräfte sind zu gering bezahlt. Jahrzehntelang hat die erste 
Nachkriegsgeneration der Arbeitnehmer für Reichtum, Wohlstand 
und eine erfolgreiche Entwicklung gesorgt. Als diese jedoch älter 
wurde, kam 1995 die fünfte Säule der Sozialversicherungen – die 
Pfl egeversicherung. Doch die bisherigen Reformen derselben grif-
fen bislang zu kurz – auch die neueste zweite Stufe der Pfl egere-
form ist alles andere als zeitgemäß!

Fakten:

1. Die Menschen werden immer älter – dadurch verlängert sich 
der Pfl egeaufwand.

2. Die demografi schen Daten zeigen: Es wird künftig noch we-
niger Einzahler in die Pfl egeversicherung geben.

3. Es gibt jetzt schon über 2,5 Millionen Pfl egebedürftige – Zahl 
steigend!

Wir fordern, dass sich das Land Niedersachsen für eine Reform 
der Pfl egesituation im Bund einsetzt.

Durch die Reform soll das Ziel erreicht werden, die Versorgung 
von Bedürftigen langfristig zu sichern und den Pfl egeberuf auch 
fi nanziell attraktiv zu machen. Es ist anzunehmen, dass der Bedarf 
an Pfl ege aufgrund der demografi schen Entwicklung ansteigen 
wird. Ebenfalls ist mit einer geringer werdenden Altersrente zu 
rechnen.
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Wir halten eine Änderung der bisherigen komplexen Organisation 
für unumgänglich.

Das bisherige Pfl egesystem ist ineffektiv und ineffi zient. Durch 
organisatorische Veränderungen soll es nur noch jeweils einen 
Ansprechpartner geben:

Für Pfl egebedürftigkeit die Krankenkasse und für die fi nanzielle 
Abwicklung das Sozialamt.

Zur ausreichenden Finanzierung sind stärker als bisher weitere 
Quellen (z.B. Steuern) heranzuziehen.

Wir möchten ein allgemeines kostenfreies Seniorenticket einfüh-
ren.

Dazu soll ein einjähriger Modellversuch zur Vergabe eines kosten-
freien Seniorentickets für den öffentlichen Nahverkehr in Nieder-
sachsen gemeinsam mit den Großstädten Oldenburg, Osnabrück, 
Hannover und Braunschweig durchgeführt werden. Als Vorbild 
kann Großbritannien dienen.

Dieser Modellversuch soll wissenschaftlich begleitet werden. Die 
Ergebnisse hinsichtlich Kosten und Akzeptanz bilden die Grund-
lage für ein weiterführendes Konzept. Die Mehrheit der Senioren 
sind „Durchschnittsrentner“ und gehören nicht zu den „Reichen“, 
sondern hat zeitlebens hart gearbeitet. Das Seniorenticket entlas-
tet Rentner fi nanziell und ist eine Wertschätzung der Lebensleis-
tung.

Senioren als Zielgruppe verdienen auch unter dem Aspekt der 
Verkehrssicherheit besondere Beachtung, denn viele von ihnen 
wollen sich mit fortschreitendem Alter aus gesundheitlichen Grün-
den fahren lassen. Auch hier ist es besser, mit Anreizen statt mit 
Verboten zu arbeiten.

Ein Umsteigen der Senioren vom eigenen PKW auf den ÖPNV 
kann einen wichtigen Beitrag zum Umweltschutz leisten und 
gleichzeitig die individuelle Mobilität erhöhen.

15. Städte- und Wohnungsbau

Öffentlich-private Partnerschaft für bezahlbaren Wohn-
raum

Wir sind für ein effektives Programm zur Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums. 

Trotz des angeblichen Baubooms gibt es in Niedersachsen zu we-
nig bezahlbaren Wohnraum, weil wir Deutschen uns das Bauen 
viel zu kompliziert machen. Darunter leiden insbesondere Familien 
mit geringem Einkommen, sozial Bedürftige und Studenten. Durch 
die Integration von Flüchtlingen in den Wohnungsmarkt steigt die 
Knappheit weiter. Es fehlen Baugenehmigungen und Grundstücke.

Wir fordern für den sozialen Wohnungsbau:

1. Nachhaltige Senkung der Baukosten durch Verringerung von 
Vorschriften und schnellere Erstellungen.

Der Erwerb von Neubauten muss von der Grunderwerbssteu-
er befreit werden. Baugebiete sollten von Projektentwicklern 
in enger Zusammenarbeit mit den Gemeinden durchgeplant 
und bebaut werden. Das geht wesentlich schneller und effi -
zienter, als es die Gemeinde kann -und das für weniger Geld.

2. Konsequente Nutzung neuester Technologien unter Einbin-
dung der regionalen mittelständischen Wirtschaft

3. Kostensenkungen durch Standardisierung und Modularisie-
rung

4. Verringerung von Bürokratiekosten in Gestalt von Aufl agen 
und Regeln sowie Genehmigungszeiten durch Kommunen 
und Land.

Beispielhaft kann dafür das Recht für Baudienstleis-
tungen genannt werden. Die Senkung unverhältnis-
mäßiger Baustandards auf ein vernünftiges Maß ist 
dabei anzustreben. Zusätzliche verschärfende eigenstän-
dige Aufl agen durch Land oder Kommune lehnen wir ab.
Zuschüsse für Grundstückskäufe bzw. verbilligte Abgabe von 
kommunalen, Landes- oder Bundesgrundstücken.
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5. Abgestimmte Konzepte zwischen Land, Kommunen und 
Bund, z.B. bei der Unterstützung von Quartierskonzepten

Die Planungsgesetzgebung ist zu lockern (Reduzierung der 
Bauvorschriften im Rahmen von „ Entschlackungsprojekten“). 
Bebauungspläne sind durch Umgebungspläne zu ersetzen.

Wir lehnen die Mietpreisbremse als unwirksame bürokratische 
Maßnahme ab.

Dies schließt nicht aus, dass zwischen Mieter und Vermieter eine 
faire Kappungsgrenze im Zuge von  energetischen Sanierungen 
vereinbart werden kann.

Wir treten für den Erwerb von Wohneigentum durch breite Schich-
ten der Bevölkerung ein.

Um den Erwerb von Wohneigentum - sei es in Form von Häusern 
oder Wohnungseigentum - zu erleichtern, fordern wir, die Grun-
derwerbsteuer für den erstmaligen Erwerb von selbstgenutztem 
Wohneigentum von 5 % auf 2,5 % zu reduzieren.

16. Kultur

Deutsche Sprache ist Grundlage unserer Kultur und Iden-
tität

Die Leitlinien des LKR-Kultur-Verständnisses beruhen insbeson-
dere auf den Defi nitionen des Kulturbegriffs von Kant und Hum-
boldt.

Danach ist Kultur die Ausrichtung der Handlungen des Men-
schen auf einen guten Zweck gemäß dem kategorischen Impe-
rativ: „Handle nur nach der Maxime, durch die du zugleich wollen 
kannst, dass sie zu einem allgemeinen Gesetz werde“. Somit ist 
Kultur eng mit Bildung und Persönlichkeitsentwicklung verknüpft. 
„Bildung und Entwicklung der Persönlichkeit sind Momente der 
Kultur, während rein praktische und technische Dinge dem Be-
reich der Zivilisation zugehören.“ 

Dies gilt auch für die unterschiedlichen Dialekte in den Regionen 
Niedersachsens.

Wir treten dafür ein, die deutsche Sprache zu pfl egen und wert-
zuschätzen! 

Es ist erforderlich, das System der Regeln und Gewohnheiten, die 
das Zusammenleben und Verhalten der Menschen in Deutschland 
und in Niedersachsen ausmachen, zu wahren.

Es gilt, die Kulturleistungen in Technik, Landwirtschaft, bildender 
Kunst, aber auch geistige Leistungen wie Musik, Moral, Glauben, 
Recht, Wirtschaft, Wissenschaft sowie Traditionen und Rituale zu 
pfl egen. Diese sind kritisch zu hinterfragen und bei Bedarf zu än-
dern. Dazu gehören auch die Sekundärtugenden wie Fleiß, Ord-
nungsliebe, Gutmütigkeit, Hilfsbereitschaft, Solidarität, Ehrlichkeit, 
Durchhaltevermögen, Gerechtigkeit und Treue.

Wir treten dafür ein, eine angemessene Erinnerungskultur zu pfl e-
gen.

Wir fi nden es notwendig, eine breit angelegte Diskussion zur Be-
schreibung einer Leitkultur, insbesondere unter Berücksichtigung 
einer niedersächsischen Identität, zu führen.

Die LKR setzen sich für eine vielfältige Kulturlandschaft in Nie-
dersachsen ein.

Aufgabe des Landes ist in erster Linie die Bereitstellung einer 
„Bühne“, auf der Kulturangebote durch Künstler und Kulturschaf-
fende und Nachfrage durch die Bürger des Landes zusammen-
treffen. Das Land versteht sich dabei als Katalysator, der dieses 
Zusammenwirken ermöglicht und beschleunigt.

Das Land wird grundsätzlich nicht selber aktiv als Kulturschaf-
fender tätig, sondern sorgt für eine Vielfalt an unterschiedlichen 
Kulturangeboten, die für jeden Bürger kostenmäßig erschwinglich 
sind, sodass jeder teilnehmen kann. Das Land ist angehalten, kul-
turell attraktiv zu sein und sich mit den Kommunen des Landes 
abzustimmen.

Wir sehen Lebensqualität durch Kulturgenuss.

Die Kulturangebote sollen einen Beitrag für eine gute Lebensqua-
lität im Land und den Kommunen leisten und dem gesetzlichen 
Auftrag nachkommen.
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Kultur soll Freude bereiten, eine Identifi kation mit dem Land und 
der Kommune bzw. Heimat herstellen und zur individuellen Per-
sönlichkeitsentwicklung beitragen.

Wir möchten, dass die „Kulturlandschaft Niedersachsen“ durch 
das Land systematisch beobachtet wird, um einen guten Überblick 
zu haben und bedarfsgerecht Begleitung zu gewährleisten.

Dies gilt einerseits für die Künstler und Kulturschaffenden: Hier ist 
auf Vielfalt, Zugänglichkeit und Qualität zu achten. Ebenso auf das 
Eingehen von Wünschen und Anregungen der Kulturschaffenden.

Andererseits gilt das für die Bürger: Über die Arbeiten der Künstler 
soll zeitnah und umfassend informiert werden, um zeitlich, räumlich 
und fi nanziell einen Zugang zum Besuch von Ausstellungen und 
Veranstaltungen haben.

Wir wollen Talente erkennen und fördern.

Das Land soll sich gemeinsam mit Kulturschaffenden daran betei-
ligen, besondere Talente zu erkennen und zu fördern. Z. B. können 
Kunstwerke beauftragt oder von Dritten gestiftet werden. Hier ist 
zu beachten, dass die Bürger eine Mitwirkungsmöglichkeit haben 
und nicht die Politik allein entscheidet.

Wir haben das Ziel, vorhandene Stärken zu Attraktionen weiterzu-
entwickeln.

Das Land sollte besondere Attraktionen gezielt zu einem unver-
wechselbaren Profi l weiterentwickeln und fördern.

Wir treten für  eine ausgewogene Finanzierung von Kultur durch 
Staat und Private ein.

Die Aktivitäten in der Kulturlandschaft sollen bevorzugt auch pri-
vatwirtschaftlich organisiert und fi nanziert sein, es gilt auch hier 
das Subsidiaritätsprinzip. Das schließt nicht aus, dass sich das 
Land an kulturellen Initiativen beteiligt oder sogar selbst fi nanziert. 
Dabei soll immer versucht werden, Sponsoren aus dem öffentli-
chen, institutionellen, wirtschaftlichen oder privaten Bereich ein-
zubinden. Die Sponsoren können durch Anbringen von Gedenkta-
feln explizit geehrt werden.

17. Flüchtlingspolitik

Die Kernpunkte unseres am 25.11.2016 vom LKR-Landespartei-

tag beschlossenen, um die nachstehende Ziffer 8. ergänzten und 
auf unserer Webseite abrufbaren Positionspapiers zur Flüchtlings-
politik lauten:

1. Wir wollen eine kontrollierte, an Bedarfs- und Integrationskri-
terien orientierte Zuwanderung nach dem Vorbild des Punk-
tesystems des Kanadischen Modells.

2. Wir wollen, dass unsere Städte und Gemeinden Flüchtlings-
obergrenzen festlegen.

3. Wir wollen, dass die Integration als Bringschuld der von uns 
Aufgenommenen deutlich verbessert wird.

4. Wir wollen sichere Grenzen. Deutschland muss seine Bin-
nengrenzen vor unerlaubten Grenzüberschreitungen schüt-
zen und aus EU-Staaten und anderen sicheren Drittstaaten 
kommende Antragsteller ohne Aufenthaltstitel an der Grenze 
abweisen sowie über Anträge auf Asyl oder internationalen 
Schutz in Transitzonen an den Grenzen entscheiden. 

5. Wir wollen sichere EU-Außengrenzen einer „Festung Euro-
pa“, deren „Tore“ für Flüchtlinge im Rahmen der Aufnahmefä-
higkeit und Aufnahmebereitschaft der EU-Staaten geöffnet 
werden. Den Schleusern ist wie folgt die Geschäftsgrundlage 
zu entziehen:

• Durch den Abschluss von Übereinkommen der EU 
mit nordafrikanischen Staaten über die Aufnahme 
insbesondere  auf See geborgener Flüchtlinge in 
unter der Aufsicht des UN-Flüchtlings- hilfswerkes 
UNHCR stehenden UNHCR-Flüchtlingszentren und 
- soweit dies nicht gelingt:

• Durch geeignete Maßnahmen der Staatengemein-
schaft einschließlich der Einrichtung militärisch gesi-
cherter UN-Schutzzonen.

• Durch die Versorgung der Flüchtlinge in EU-Flücht-
lingszentren mit exterritorialem Status, z.B. auf Inseln 
an den EU-Außengrenzen.

6. Wir wollen, dass es den Flüchtlingen ermöglicht wird, in den UN-
HCR- und EU-Flüchtlingszentren Anträge auf Asyl oder inter-
nationalen Schutz  bei  zu benennenden EU-Staaten zu stellen.
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7. Wir wollen, dass die Fluchtursachen bekämpft werden, eine 
Aufstockung effektiver Entwicklungshilfe, der Auslandska-
tastrophenhilfe und eine der wirtschaftlichen Entwicklung 
insbesondere der afrikanischen Staaten dienende EU-Politik. 

8. Wir wollen, dass Personen ohne Bleiberecht konsequent ab-
geschoben werden und fordern die Einrichtung von Bundes-
ausreisezentren in der Nähe von Flughäfen und den Transit-
zonen.

Wir fordern von allen Zuwanderern eine Selbstverpfl ichtung und 
Bereitschaft zur Integration ein, wenn Sie auf Dauer in Deutsch-
land leben wollen. Dazu gehören die Beherrschung der deutschen 
Sprache und die Anerkennung unserer Verfassung und Rechts-
ordnung. Diesen integrationswilligen Zuwanderern wollen wir un-
sere volle Unterstützung anbieten und sie fördern, damit diese in 
unseren Lebens- und Kulturkreis hineinwachsen können.

Wir wollen insbesondere muslimische Frauen und Mütter, die 
Träger fremder Kulturen sind, mit einem spezifi schen Förderpro-
gramm erfolgreich integrieren.

18. Ehrenamt

Win-Win-Situation mit Glücksgarantie

Die LKR treten ausdrücklich für eine Anerkennung und Förderung 
des Ehrenamtes durch das Land Niedersachsen ein.

Wir sehen das Ehrenamt als Win-Win-Situation für den Betreuten, 
der Wertschätzung und Unterstützung erfährt und dem ehrenamt-
lich Tätigen, der durch sein freiwilliges Engagement glückliche 
Momente erlebt.

Das Ehrenamt dient idealerweise als Hilfe zur Selbsthilfe, darf al-
lerdings nicht als billiger Ersatz für Verpfl ichtungen des Landes 
ausgenutzt werden.

Das Ehrenamt kann insbesondere benachteiligen Kindern helfen, 
indem durch die Schaffung einer kompletten familiären Umge-
bung  erfolgreich Bildungschancen geschaffen werden.

Die LKR setzen sich dafür ein, dass das Land sowohl materielle, 
fi nanzielle und ideelle Unterstützung für die vielfältigen ehrenamt-

lich tätigen Personen und Einrichtungen gibt. Dies erfolgt durch 
die aktive und passive Betreuung und konkrete Nachfrage bei den 
ehrenamtlichen Einrichtungen. Die Wertschätzung ist durch ausge-
wählte öffentliche Maßnahmen auszudrücken. Besonders erfolg-
reiche und wichtige ehrenamtlichen Tätigkeiten sind im Sinne des 
„Best Practice“ im Land auszuweiten. Ein Beispiel ist das erfolgrei-
che Bildungspatenprogramm für benachteiligte Grundschul- und 
Oberschulkinder in Oldenburg. Praktizierende Bildungspaten sind 
häufi g Senioren, die somit eine erfüllende Aufgabe haben.

Wir wollen ein besonderes Augenmerk auf die Förderung von 
Selbsthilfegruppen richten.

Selbsthilfegruppen sind zu fördern, da sie insbesondere das von 
LKR anerkannte Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe verkörpern.

19. Landesverwaltung

Kompetent, gesetzestreu, korruptionsfrei

Die LKR fordern eine leistungsfähige Verwaltung für Bürger und 
Wirtschaft.

Wir erkennen eine professionelle und engagierte Arbeit der Mitar-
beiter in den Landesverwaltungen an.

Die Verwaltung soll sich auf hoheitliche Aufgaben konzentrieren 
und sich nur in Ausnahmefällen unternehmerisch betätigen. Sie 
soll die Bürger und die mittelständische Wirtschaft durch effi zien-
tes und ideologiefreies Verwaltungshandeln unterstützen.

In regelmäßigen Zeitabständen ist unter Beteiligung aller Mitar-
beiter ein Effektivitäts- und Effi zienzprogramm zu erstellen, um 
erkannte Stärken zu nutzen und Schwachstellen abzubauen.

Die LKR setzen sich auch hierfür eine konsequentere Nutzung di-
gitaler Technologien ein. 

Wir fordern eine regelmäßige Überwachung wichtiger Projekte 
durch unabhängige Stellen.

In diesem Zusammenhang ist eine Hinweisgeberstelle außerhalb 
der Landesgrenzen zusammen mit Tranparency International ein-
zurichten, um Korruptionsfälle frühzeitig und vollständig aufzude-
cken.
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20. Niedersachsen und Europa

Förderprogramme nutzen

Von der Europäischen Union werden allen Mitgliedsländern 
in einer fast unüberschaubaren Zahl von Einzelprogrammen 
Fördergelder für eine Vielzahl von Förderzwecken zur Verfügung 
gestellt.

Wir möchten diese Mittel schwerpunktmäßig für die wirtschaftli-
che Entwicklung des ländlichen Raumes, für Infrastrukturprojekte 
sowie für die Integration von Flüchtlingen und für die Stärkung 
des sozialen Zusammenhalts einsetzen. 

Außerdem sollen Unternehmen Hilfestellung dabei erhalten, die 
für sie geeigneten EU-Förderprogramme zu finden und zu 
nutzen. So können kleine und mittelständische Betriebe mit 
EU-Zuschüssen gestärkt und modernisiert werden, unterneh-
merische Investitionen mit positiven Auswirkungen auf Um-
welt- und Klimaschutz gefördert und Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekte im Rahmen der EU-Wachstumsstrategie 

„Europa 2020“ unterstützt werden.

Die Wirksamkeit der Landesentwicklungspolitik kann durch 
den durchdachten Einsatz von EU-Geldern erheblich gestei-
gert werden. Denn überall in Niedersachsen soll es gute Le-
bens- und Arbeitsbedingungen geben und deshalb müssen in 
den benachteiligten Landesteilen Entwicklungs- und Wachs-
tumsimpulse gesetzt werden, die auch die Mittel ausschöpfen, 
die die EU für Kohäsionspolitik im Fonds für regionale Ent-
wicklung sowie im Europäischen Sozialfonds verfügbar macht. 

Wichtig ist aber, dass EU-Gelder nicht für kurzfristige Presti-
ge-Projekte ausgegeben werden, sondern nachhaltig wirken, 
z. B. bei der Förderung individueller Mobilität oder in der Da-
seins- und Gesundheitsvorsorge auf dem Land. Es ist wichtig, 
dass daraus Strukturen entstehen, die sich dauerhaft selbst 
erhalten können und nach einer Anschubfinanzierung nicht 
mehr auf Subventionen aus Brüssel, Hannover oder Berlin an-
gewiesen sind. Die Entwicklung aller niedersächsischen Regi-
onen soll letztlich eigenständig und selbstbestimmt erfolgen 
können.

Programm zur Landtagswahl in Niedersachsen am 15. Oktober 2017
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